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Rassismus ist heutzutage nicht rnehr entlang der biologistischen Leitlinien defi-
niert, sondern kommt aus der Mitte der Gesellschaft, indem die »fremden« als
eine grundsätzliche und fUr alle Zeit »andere« Kategorie Menschen konstruiert
werden. Die »Fremden« haben nach dieser ideologischen Formation unbekannte
und nicht einzuschätzende kollektive Absichten und Interessen. Und ihre Anwe-
senheit ist tlir das sonst friedliche und gesittete Gemeinwesen des »österreichi-
schen Volkes« eine pernlanente und unkalkulierte Bedrohung. Dieser ideologi-
sche Konsens steht hinter allen Beurteilungen der wirtschaftlichen, sozialen und
politischen Situation im österreichischen Staat. Daraus werden Schlüsse gezogen,
die zu Gesetzen und somit zu Alltagsregulativen der MigrantInnen fuhren. Alle
rnachtrelevanten gesellschaftlichen Kräfte teilen ihn und ringen gleichzeitig im
öffentlichen Diskurs um schlüssige Deutungen der relevanten Ereignisse. Die
Charakteristika dieser ideologischen Fonnation im österreichischen Staat können
mit folgenden Punkten skizziert werden: Erstens besteht ein gesetzliches Konti-
nuum der rassistischen Ausschließungsmaßnahmen in der Ersten Republik, Ost-
mark und Zweiter Republik. Zweitens sind die Tr;igerInnen dieses rassistischen
Diskurses sowohl in der Ersten als auch in der Zweiten Republik die Parteien und
Interessensvertretungen, die üblicherweise tlir sich die Bezeichnung )links« bean-
spruchen. Drittens brauchen sich in dieser Situation die autoritärliberalen Parteien
und die wirtschaftlichen Interessensvertretungen überhaupt nicht um Restriktio-
nen gegenüber MigrantInnen benli.ihen. Sie konzentrieren sich auf die Unterstüt-
zung der Betriebe, indem sie eine Liberalisierung der Migrationspolitik fordern
oder auf die strikte Ablehnung einer Änderung des jus sanginis und Verhinderung
jeglicher Reform des Staatsbürgerschaftsrechts beharren2• Viertens kornmt es mit
Anfang des Endes der fordistischen Wirtschaftsformation (ca. Anfang der siebziger
Jahre) auch zum Beginn der Erosion des linksliberalen und proletarischen Rassis-
mus. Mit dem Beginn der weltweiten Verbreitung des Neoliberalismus und den
Auswirkungen der Anatomie der Migration (Farnilienzusammenfiihrung, migran-
tische Netzwerke usw.) wird der Protektionisrnus und Nationalismus des ÖGB
und der SPÖ langsam aber sicher verdrängt - trotz ihrer weiteren, bis in die 1990er
Jahren erfolgreichen Kraftanstrengungen, die Themenvorherrschaft zu behalten.
Und fUnftens transformiert sich dieser Rassismus seit Mitte der 1980er Jahre (im
Bewusstsein des naheliegenden EU-Beitritts) und übernimmt allgemeine europäi-
sche multikulturalistische Züge.

Die HauptträgerInnen dieser ideologischen Formation sind die srö und der
ÖGB bis in die 1990er Jahre. Ab Mitte der 1980er Jahre werden mit dem Rechts-
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ruck der FPÖ unter Jörg Haider und dem Einzug der Grünalternativen Partei ins
Parlament diese Trägerpositionen der dominanten rassistischen Ideologieformati-
on zunehmend bekämpft: und in Frage gestellt, bis sie Anf,lng des neuen Jahrhun-
derts in der Hand der ÖVP landen.

Die ideologische Formation 1

Innerhalb eines seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs formierten Konsenses blieh
der BegritfRassismus lange vollständig aus dem ot11ziellen Diskurs ausgeschlossen.
Dieser Ausschluss bewirkte, dass auch keine Auseinandersetzungen über die In-
halte und den Eintluss des Antisemitisrnus, Antislawismus usw. auf die sozialen
Verhältnisse, in denen diese Ideologie zuvor noch allgemein reproduziert wurde,
stattfanden. Ot11ziell wurde über die Kategorien, Zuschreibungcn, Klassifikatio-
nen und Bewertungen geschwiegen, die diese ideologische Formation ausgemacht
hatten. Die Frage, die sich dabci zwangsläufig stellt, ist: Wurde rassistische Ideolo-
gie im österreich ischen Staat nicht mchr reproduziert? Das Verschwinden des Be-
grifit~s »Rasse« aus dem öffentlichen Diskurs könnten wir als ein Zeichen dafür
deuten. Nun aber kann, wie Morgenstern (2002, 228) zeigt, eine Bevölkerungs-
gruppe auch ohne Verwendung des Begrifis »Rasse« rassistisch konstituiert wer-
den. Durch die Abgrenzung zur Deutschtümelei der früheren Parteien konstitu-
ierte sich langsam eine ~>österreichische Nation«. Diese übernahm die Funktion
einer von anderen »Nationen« grundsätzlich verschiedenen, sich autark kulturell
und sprachlich reproduzierenden Einheit von Menschen, die eine gemeinsame
Lebensweise und ein Schicksal teilen und in unterschiedlichen Konkurrenzgraden
zu anderen »Schicksalsgemeinschaften« stehen. Bezugnehmend auf eine solche ideo-
logische Formation kann Angehörigen »fremder« Gemeinschaften nur unterstellt
werden, ihnen mangle es zwangsläufig an kultureller Zugehörigkeit und natürlich
Loyalität zum Gemeinwesen. Dabei bilden sie ein Gefahrenpotenzial, das staatlich
überwacht, kontrolliert und reglementiert werden muss. Das ist der Konsens, der
bis heute hinter den politischen Handlungen aller machtrelevanten Parteien im
österreichischen Staat steht und der zu einer ganz bestimmten öffentlichen Dar-
stellung der MigrantInnen führte. Diese Macht/Wissen~" die als Gesetz kodifiziert
ist, hat entscheidende Auswirkungen auf das alltägliche Leben der Menschen und
wird dernentsprechend als wichtige Botschaf1: von den Medien reproduziert. Die
Frage beispielsweise, welche Aufgaben öfientlich organisiert werden, hängt davon
ab, welche Bedürfnisse in Fonn von Forderungen von Einzelnen und von Grup-
pen artikulationsfahig sind und welche Allianzen sich für oder gegen diese Bedürf-
nisse und deren Befriedung in der Gesellschaft: knüpfen lassen (Pelizzari, 2003,
(3). Die Äußerungen der Politikerinnen verfolgen dabei vor allem das Ziel, die
anderen Machtgruppen zu erreichen. Diese sollen darin enthaltene Deutungsmu-
ster übernehmen und sich - bewegt durch materielle oder ideelle Interessen - an
der weiteren ideologischen Reproduktion des damit verbundenen politischen Pro-
jekts beteiligen. Falls es den PolitikerInnen gelingt, die ihrem Konzept zugrunde
liegenden Begriffe, Kategorien und Klassifizierungssysterne des politischen I)is-
kurses zu dominieren, erreichen sie in der Folge gleichzeitig die erforderlichen
Mehrheiten Hir die Urnsetzung ihres politischen Projektes. Die Problemdefinition
und die Lösungskonzepte gehen dann von diesem Kompetenzvorsprung aus und



Diskurs und ldeologic dcs Rassismus im östcrreichischen Staat

erreichen in der Öffentlichkeit und über die Partei grenzen hinweg Unterstützung
für das eigene Vorhaben.

Nun stehen bei dem Thema Migration jeweils wesentliche Bestandteile der
allgemeinen ideologischen Grundlagen des Nationalstaates zur Diskussion. Inso-
fern erhalten die Äußerungen der PolitikerInnen, die medial transportiert werden,
die ideologische Fonnation, aus denen der politische Konsens besteht und die die
Grenzen des herrschenden Diskurses markieren.

Die politischen Diskurse, welche MigrantInnen als AußenseiterInnen kenn-
zeichnen, rnarkieren nicht nur, wie Bauböck (1996) argumentiert, die Grenzen
einer »unsicherew( nationalen Identität und dienen nicht allein dazu, das wcltan-
schauliche Profil der Parteien zu schärten, sondern fiihren zu einer der zentralen
Möglichkeiten der politischen Handlung innerhalb des nationalstaatliches Gebil-
des: zur Bildung der Interessensgemeinschaften und Allianzen.

Die 1960er - Hegemonie und Inländerschutz

Bis An('mg der 1960er Jahre blieb im öffentlichen Diskurs des Politischen unbe-
rnerkt, dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen neue Minderheiten im öster-
reichischen Staat schafften.

Im Anschluss an die Einsicht Foucaults (1999,197), dass Macht dann am stärk-
sten ist, wenn sie ihre Mechanismen verbirgt, lässt sich behaupten, dass diese Zeit
bislang die einzige war, in der die Politikerlnnen der Zweiten Republik eine
vollständige Hegemonie über diese Problematik herstellen konnten. Durch die
13eharrung der Sozialdemokratie, des ÖG13 und der KPÖ auf der Fortsetzung des
Prinzips des Inländerschutzes aus der Zeit der Ersten Republik wurden nach dem
Krieg die notwendigen geschichtlichen Kontinuitäten von rassistischer Aus-
schließungspolitik geschat1:t~n.Diese Politik wurde durch die Neubelebung der
Idee der Sozialpartnerschaft1 Ende der fiinfziger Jahre praktisch bis AnLmg der
siebziger Jahren im Verborgenen - außerhalb des Parlaments und jenseits jeglicher
demokratischer Legitimität - diktiert. Die wichtigsten Charakteristika dieser Poli-
tik stellen vor allem die Art und Weise ihrer Erarbeitung dar, nämlich die Parität.
(Sensenig, 1999,585) Diese wurde im Rahmen des Raab-Olah-Abkommens von
1961 in Form der außerparlamentarischen Paritätischen Kommission besiegelt.
Wie Sensenig (1999, (10) beschreibt, hatte dies unter anderem zur Folge, dass die
nächsten 12Jahren ohne Kontrolle durch die gewählten Volksvertreter und ohne
gesetzliche Basis Einwanderungspolitik zwischen der Paritätischen Konunission
einerseits und dem Sozialministerium, Innenministerium und Außenministerium
andererseits infornlell entwickelt und vollzogen wurde. Das »AnwerbesystenN aus
den Herkunftsländern war dabei als preisgünstiges Provisorium fiir die Behebung
voriibergehender Engpässe auf dem »österreichischen« Arbeitsmarkt konzipiert.
OHiziell galt die Rotation als Annahme, d. h. der politische Wille »Frerndarbeiten(
aufzunehmen wurde durch die wirtschaftliche Konjunktur untermauert. In die-
sem Zusammenhang wurde vermutet, dass die »ausländischen« Arbeitskräfte bei
nachlassender Konjunktur durch die 13eendigung des Aufenthalts rasch reduziert
werden könnten. Die juristische Gnmdlage ftir den Aufenthalt von »Ausländern«
im österreichischen Staat bildete das auf die nazideutsche »Aushnderpolizeiver-
ordnung(( von 1938 aufbauende »Fremdenpolizeigesetz(( von 1954. Somit waren
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der Umgang mit Migrantlnnen weitgehend dem Ermessen der Behörden überlas-
sen, die mit ausreichend Entscheidungsspielraun1 ausgestattet waren. Das Recht
sah keine Position für »Ausländer« vor, geschweige denn einen Rechtsanspruch
gegenüber staatlichen Institutionen. Als »Ausländer« war damals wie auch heute
der/diejenige zu betrachten, die nicht eingebürgert würde. Dabei ist irrelevant,
wie lange jemand im österreichischen Staat lebt oder ob er/sie bereits auf dem
Territorium dieses Staates geboren wurde. »Dieses f'esthalten am puren ius sangi-
nius und der Ausschließlichkeit der Bindung an den österreichischen Staat charak-
terisiert eine Grundhaltung: Die rechtliche Trennlinie zwischen Einwanderern
und Einheirnischen wird durch die Regeln des Erwerbs der Staatsbürgerschaft
unzweideutig gezogen.« (Bauböck 1996,16) Eine nennenswerte Diskussion über
die rechtlichen Ausschlussregelungen flir die Migrantlnnen gab es nicht und eine
Auseinandersetzung über die soziopolitischen Auswirkungen der Anwerbung gab
schon gar nicht. In den wenigen Aussagen zu diesem Thema wurden die Migran-
tInnen als »Frerndarbeiter<~ bezeichnet. 13es6ndig wurde dabei der »Gästestatus«
dieser »Arbeitskräfte« betont. Ein Status, der nach einer verbreiterten Meinung ein
besonderes Privileg darstellte und folglich zu keinen Ansprüchen aus den von
ihnen bezahlten Steuern, Abgaben und 13eiträgen zur Sozialversicherung fiihren
durfte. Dieses Privileg hatten MigrantInnen noch dazu mit 13illigsein, Nützlichs-
ein und Anspruchslosigkeit zu bezahlen. Dass zu diesen Verhaltensweisen auch
Schmutzigsein, Einüchheit und Unterwerfimg z;ihlte, stellte eine gewisse Erwei-
terung des Spektrum der rassistischen Zuschreibungen zusätzlich zu jenen von der
Wirtschaftskammer und dem ÖGB offiziell gewünschten dar. Das gesetzliche
Korsett, das diese und ähnliche Zuschreibungen ermöglichte und hervorrief, stell-
te niemand in Frage. So verband sich rnit der Definition »Gastarbeiter« die Vor-
stellung, dass die Zugehörigkeit zur österreich ischen Nation ein Spiegelbild dieser
Eigenschaften darstellt. Die MehrheitsösterreicherInnen in den Heimatfilrnen der
sechziger Jahre sind meist gescheit, anspruchsvoll, sauber, schlau und nicht unter-
würfig.

Gleichzeit wurden aber diese MigrantInnen wegen ihrer Illoyalität gegenüber
dem österreichischen Staat und seiner Institutionen strenger überwacht, kontrol~
lierr und reglementiert. Geschichtliche ErkEirungsgründe daftir fand man in den
nationalen Auseinandersetzungen innerhalb der Monarchie und danach in der Er-
sten Republik. Der vorrangige Anknüpfimgspunkt war dabei der Versuch, einen
»Feind im Inneren~( zu vermeiden, der eine Gefahr darstellte. Diese »Fremden"
waren einfach, ungebildet, nahmen in einem frernden Land fern von der Heimat
niedrig entlohnte, schmutzige Arbeiten an, akzeptieren primitive Unterkünfte und
konnten aufgrund ihrer Ungebundenheit auch geLihrlich sein. Diese Vorstellung,
die vor nicht so langer Zeit, während der frühen Phase des Kapitalismus, den
Annen und Arbeitslosen galt, setzte sich an einem anderen Platz in der Gesell-
schaft fest. Dieses Mal traf sie mit ähnlichen Konsequenzen die MigrantInnen
(Caste12000, 88). Wenn »die Fremden« eine Bedrohung fiir die innere Sicherheit
waren, warum rnachten es sich die EntscheidungsträgerInnen dann allerdings nicht
leicht und wiesen sie aus? Mögliche 13eispiele fiir solehe Vorgangsweise kann man
bis heute z. B. in Saudi Arabien finden. I )ie Erklärung, dass die Rahmenbedin-
gungen der freien Marktwirtschaft und der liberalen Verfassungsdemokratien die-
se Art der »Strukturbereinigung« prinzipiell verunmöglichen, rnag nur ein Teil
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davon sein (Bauböck1996, 13). Ganz sicher ist aber, dass die MigrantInnen durch
die Rolle, die sie inl Wirtschaftssystem einnehmen - ähnlich der Position, die die
Amlen und Ausgeschlossenen in trühcren Jahrhunderten Hir die Herausbildung
der nationalstaatlichen Gebildc hatten - einen wesentlichcn Teil eben davon aus-
machen. So wie die Armen notwcndig waren, um durch ihre Arbeit den Reich-
tum der Nationalstaaten zu vcrgrößem, so sind es hcutc die Migrantlnnen aus der
Peripherie, die diesc Rolle flir das Zentnlln zu erflillen haben. Es bcsteht eine
Beziehung dcr Reziprozität zwischcn dcn gesellschaftlichen Positionen der wach-
senden Mittelklasse und der MigrantInncn und insofem könncn wir sie nicht au-
tonom voneinander denken.

Dem öffcntlichen politischen Diskurs der Regelungen lag ein rassistischer Kon-
sens zugrunde, der eine rassistischc idcologische Fonnation beinhaltete. Die Thc-
se, dass dic Menschen in verschicdcnc konstante Kategoricn fallen, die über un-
terschicdliche Eigenschaften und Fähigkeiten verfiigen, ist aus dem Diskurs übcr
Ammt und dem über biologischcn Rassismus' erhalten gcblieben. Nun redet da-
bei niemand mehr über die »Rasse«, vielrnellt wird der gleiche Inhalt in dcn Be-
griff »Herkunft« gcpackt. Postuliert wird dabci, dass die »Angehörigen« anderer
»Völker« immer das Interesse »ihrer« Gemeinschaft verfolgen, sei cs im Zuge eines
militärischen Konflikts, wo sie sich lcicht zu einer »fiinften Kolonne« entwickelt
würden odcr in Form des Abflusscs der nationalen Geldrcserven, die seitens dcr
»Gastarbeitcr« ihren Angehörigen in den Herkunftsländer geschickt werden. Da-
bei gibt es zwci Kategorien Menschcn, die »österreichischcn« und jene »fremdcr«
Abstammung. An diesen Kategoricn, die unter anderem mit dem Schutz der eige-
nen »Abstanunungsgerneinschaft« gcrechtfertigt werden, knüpfen alle Regelun-
gen zur Migration inl österreichischen Staat an. Darin gründet sich vor allcm die
Tatsache der parallelen Rcchtssystenle und Arbcitsmärkte, in denen sich diese
zwci grundsätzlich voncinander zu unterschcidenden rnenschlichcn Spezies zu
bcwegen haben. An dicser Grundvorstellung hat sich bis heute nichts geändert.

Die 1970er - Inländerschutz und Inländerprimat

Anf.1ng der sicbziger Jahre karn es zu crsten längeren, diskursiven Auseinandcrsct-
zungen über dic Kosten und Nutzcn der Besch;iftigung von Migrantlnnen. Plötz-
lich kamen Thcmen wie »Gastarbcitcrschmuggeli', »Slumbildung arn Stadtrand</
und »Ghctto«H auf die politischc und mediale Tagesordnung. Arn 06.02.1974 titel-
te die Kroncn Zeitung »Kein Gastarbeiter darf den Arbeitsplatz eines Österrei-
chers in Zukunft geßhrden« und im Artikel wird der SPÖ-Sozialministcr Häuser
mit dcr Aussage zitiert, dass die »Österreichen< durch die Beschäftigung von »Gast-
arbeitcrn« niemals einen Nachtcil erleiden werdcn dürfen. Die soziallibcrale Re-
gierung unter Bruno Kreisky cntdeckte nun, dass die, angesichts der dc facto statt-
findenden Einwanderung lange verschwiegcne Tatsache der Notwendigkeit
zusätzlicher sozialer Infrastruktureinrichtungen akut zu werden bcgann. Das öf-
fentliche Wörterbuch cntsprach nicht mehr den tats;ichlichcn gesellschaftlichen
Entwicklungen. Der »Plafond«Y, wie Kreisky es danuls ausdrücktc, wurde erreicht
und es bedurfte einer Tat. Durch die Vcrkoppelung der rcstriktiven Einreisc-,
Aufenthalts- und Rückreisebestimmungen war auch ein aktives Eingreifen durch
den ÖGH jedcrzcit gewährleistet. (Sensenig 1999, 613) Als Resultat dieses Ein-
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greitcns fiihrte die sozialliberale Alleinregierung in Allianz mit dem ÖGS eine
massive, vergleichsweise die größte europäische Vertreibung der Migrantlnnen
aus dem österreich ischen Staat durch. Der Glaube an die Volkswirtschafi: gewann
eindeutig Primat über die Betriebswirtschafi: und setzte den in der Partei der SPÖ
und der InteressellSvertretung ÖGB bestehenden Antiinternationalismus und die
Ablehnung des Prinzips der Solidariüt außerhalb der engen nationalstaatlichen
Grenzen fort. Das waren allerdings die letzten verzweifelten Versuche, das eigene
Klientel, die rnehrheitsösterreichischen Lohnabhängigen, mittels rassistischem Pro-
tektionismus auf Kosten der Migrantlnnen vor der gerade antretenden neolibera-
len Welle zu schützen. Die }>;\ushndischen« ArbeitnehmerInnen wurden mittler-
weile in den Medien fiir die }>österreichische« Gesellschaft nur als eine soziale
Belastung dargestellt; eine llelastung, die zu sozialen Konflikten fiihren kann. Die
Lösung ist Begrenzung, Ausweisung und »Zuzugsstopp«. Zu diesern Zuzugsstopp
kam es im Jahr 1973. Den Hintergrund dafür bot vordergründig der sogenannte
}>Ölschocb und die daraus entstandene Konjunkturflaute. So übertrug diese, sonst
fiir ihre sozialen Errungenschaften bis heute gefeierte, Regierung in einem noch
nie da gewesenen Ausmaß die Verantwortung fiir die wirtschaftliche Fehlent-
wicklung (vor allem fiir den raschen Anstieg der Arbeitslosenquoten) auf die Mi-
grantlnnen. Die Lösung, die sich anbot und der alle entscheidenden Machtzen-
tren der Gesellschaft zustimmten, war die Vertreibung »ausländischen« KollegInnen
von ihren Arbeitsplätzen. Ein S;iubenmgsprojekt fiir den Arbeitsmarkt, fiir das die
sozialliberale Regierung unter der SPÖ die alleinige Verantwortung trug.

Diese rassistische Vorgangsweise war allerdings nichts anderes als eine Reakti-
on auf die tatsächlich stattfindende Einwanderung. Während die PolitikerInnen
und die Öt1:cntlichkeit davon ausgingen, dass die }>Gastarbeiter« bald in ihre })Hei-
rnatländer« zurückkehren würden, holten immer rnehr von diesen Menschen ihre
farnilien nach und situierten damit einen nicht mehr »rück zu bringenden« Pro-
zess. Seitens der Wirtschaft fand dieser Prozess unter anderem deswegen Unter~
stützung, weil die Betriebe kein Interesse zeigten, alle paar Jahre neue ArbeiterIn~
nen aufzunehmen, zu schulen und zu versorgen. Die Industriellenvereinigung hatte
sich beispielsweise schon sehr früh mit der tatsächlichen Lage der MigrantInnen
beschäftigt und Vorschhge fiir eine »Integration«lO, unter anderem zur Verbesse-
rung der Wohnungslage 1" gemacht. So war es auch die rndustriellenvereinigung,
die die erste Zeitung rur »Gastarbeiter« in ihrer Muttersprache (auf türkisch) her~
ausgab12•

Die Reaktion der auf dem Gipfel ihrer Macht stehenden sozialliberalen SPÖ
und des nationalistischen ÖGB war drastisch. Sie war aber eine Reaktion, die
letztlich ihre Hilflosigkeit angesichts der tatsächlich stattfindenden sozialen Pro-
zesse zeigte. Und es offenbarte sich eine eindeutige, bis heute wirkende Fehlein-
schätzung der gesellschaftlichen Realitäten. Sornit können wir hier festhalten, dass
alle (auch die späteren) Versuche der Sozialliberalen, durch Gesetze auf die statt-
findende Migration einzuwirken, die Autonornie der MigrationU als Vorausset-
zung nicht mitgedacht hatten. Die Aktionen der sozialliberalen SPÖ vollziehen
sich bis heute in der Vorantreibung und lückenlosen Zustimmung zum Projekt
»Festung Europa« (situiert irn Schengener Abkommen vom 1985). Die Initiative
lag aber schon Anfang der 1970er nicht mehr auf der Seite der SPÖ und ÖGB.
Die Autonomie der Migration wird auch in enge Verbindung mit dem Begriff
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)}migrantischer Widerstand« gebracht. Der größte Erfolg dieses Widerstands ist,
wie August Gäehter es in einer internen Diskussionsrunde ausdrückte, vor allem
die Tatsache, dass die Migrantlnnen trotz allem weiter hier sind. Trotz Überwa-
chungen, Repressionen, Vertreibungen und Kontrollmechanismen haben es die
Migrantlnnen geschafii:, sich auf Dauer einzurichten. Diese neu entstandenen Be-
dingungen fuhren innerhalb der parlamentarischen Demokratie zu einer politi-
schen und diskursiven Auseinandersetzung, innerhalb deren der bestehende rassi-
stische Konsens aktualisielt wird. Genau das geschah in der ersten H;i!tte der 1970er
Jahren im österreich ischen Staat. Es kam zu einer diskursiven Verschiebung, die
am besten durch die Ablösung des Begriffes »Inländerschutz« nlit dem des »Inlän-
derprimats<' charakterisiert ist.

Den Mittelpunkt des Rassismus im österreichischen Staat bildete die Teilung
des Arbeitsmarktes in zwei Segrnente. In dcnJahren1921 bis 1923 verabschiedete
sich nach Sensenig die freie Gewerkschaft, die sozialdemokratische Partei Deutsch-
österreichs und die neugegründete Arbeiterkammer vom Gedanken des Interna-
tionalismus: »Mit dem Versuch, eine sozial gerechte und demokratisch gestaltete
Gesellschaft flir alle Inländer deutscher Sprache und Rasse zu schaffen, werden
AusEinder und Nichtdeutsche grundsätzlich aus der österreichischen Gesellschaft
ausgegrenzt.« (Sensenig 1999, 587) Das »Ausländerbeschäftigungsgesetz« (AuslEG)
von 1975 ist nur der Versuch einer konsequenten Fortflihrung dieser Politik, wo-
bei das zentrale Prinzip im Konzept des InEinderprimats zu finden ist. Das Kon-
zept des »Tnländerprimats« stellte eine Neuerung in der Regulierung der Migran-
tInnen dar. In der Abhängigkeit von den wirtschaftlichen Konjunkturen und
Interessen der mehrheitsösterreichischen Lohnabhängigen wurde 1975 das bis da-
hin geltende Prinzip des »Tnländerschutzes« ersetzt. Wenn die mehrheitsösterrei-
chischen Lohnabhängigen nicht mehr grunds;itzlich geschützt werden konnten,
unter anderem aufgrund der neoliberalen Dereguliemng der nationalen Arbeits-
märkte als Reaktion auf die Krise der fordistischen Produktionsweise, dann galt es
zLUnindest eine Regulierungslillie zu schaflen, in der sie in einer privilegierten
Stellung verharren konnten. Diese Position der rnehrheitsösterreichischen Lohn-
abhängige als »Primaten« bedeutete aber auch ihre weitere Entmachtung: Einer-
seits galt es die Positionen der Privilegierten durch Entsolidarisierung mit ihres-
gleichen zu verteidigen und andererseits wurde ihnen ununterbrochen ein
Spiegelbild der Ausschließungsstrategien vorgeflihrt, das auch sie treffen kann. Ei-
nerseits nahmen die sozialliberalen Kdfte 7;ur Kenntnis, dass die Migration statt-
findet, andererseits versuchten sie auf möglichst vielen Ebenen das rassistische Prinzip
des Inländerprimats einzuflihren. Das Prinzip der Arbeit als Produktion von Mehr-
wert wird dabei nicht in Frage gestellt. Was dabei erstrebt und erreicht wird, ist
eine Ungleichheit im Zugang zur Arbeit, und stellt so einen machtpolitisch sehr
geschickter Schachzug der Nonnienll1g und Nonnalisienll1g beider Gruppen Lohn-
abhängiger dar.

In diesern Zusammenhang erlangen in den 1970er Jahren Begriffe wie »Ghet-
tO«14oder die Betonung der Getihrlichkeit von MigrantInnen Konjunktur. Das
»Ghetto«, das zu infrastrukturellen Problemen (nach der Meinung des Politikers
und ArbeiterInnenvertreters Holztetter) mlut, bdchte (nach der Meinung des
Sozialwissenschaftlers Dr. Spira) »politische und soziale Spannungen<,IS. Dort stei-
ge die Kriminalität, Gewalt und die Get:1hr von Aufruhr. Der Niedergang des
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Arbeiterviertels wird kurzerhand auf die Niederlassung der »ausländischen« Ar-
beitskrafte zurückgeflihrt. Nach diesen Meinungen sind die Ghettos - die es übri-
gens nie in irgendeiner FOTIll gab - ein soziales Problem, dessen Lösung noch
ansteht. Und die Lösung, die sich anbietet, ist eine rigorose Politik des Ausschlus-
ses, verkörpert vor allem im AuslBG. Durch die Diskussion um das AuslBG ge-
langte auch ein neuer, bis dahin nicht so oft verwendeter, Begriff in die Öffent-
lichkeit: Die »Gastarbeiter« waren offiziell nicht mehr »Gastarbeiter« sondem wurden
nun zu »Ausbndenl«. Nachdem die Niederlassung der MigrantInnen bereits voll
im Gang war, musste die HoflilUng auf Schutz der »Inländer« durch geschlossene
Grenzen aufgegeben werden, und damit musste auch zwangsläufig die Hoffnung
auf die Endlichkeit des Gastestatus begraben werden. Diese Position wurde mit
einem Begriff gefestigt, mit den1 sich eine weitere Ausschließung arn besten ver-
schleiern und rechtfertigen lässt. Und in der Tat ist eine der lüufigsten Argumen-
tationslinien gegen die Gleichheit der MigrantInnen im österreichischen Staat die,
dass sie eben »Ausländer« sind - und nirgendwo auf der Welt haben »Ausländer«
und »Inbnder« gleiche Rechte. »Ausländer« sind nach diesen Vorstellungen Men-
schen, die nicht die Staatsbürgerschaft der MehrheitsösterreicherInnen besitzen,
unabhängig davon wie lange jemand wo lebt. Diese Bezeichnung impliziert eine
Nicht-Anerkennung des Status der Einwanderer. Außeniern verschwindet hinter
dem neuen Begriff »Ausländer« das Wort »Arbeiter« und somit auch die Verbin-
dung zu sozialen Leistungen. Die neue Vorstellung, die sich hier anbahnte, deutet
eindeutig daraufhin, dass diese Menschen per »Herkunft« nicht hierher gehören.
Von 1974 bis 1984 verringerte sich die Zahl der »Ausländer« durch die Maßnah-
lnen der sozialliberalen Regierung Bruno Kreiskys unl 40 'X,.

Die 1990er - Multikulturalistische N eustrukturierung

Die Differenzierung zwischen zwei Kategorien Menschen, fiir die auch zwei
Rechtssysteme und Parallelarbeitsnürkte geschaffen wurden, dauerte bis Mitte der
1990er Jahre an. Mit dem Beitritt zur EU änderte sich auch diese rassistische,
begriilliche Bipolarität. Die Gesetzeslage verkomplizierte sich und es wurden neue
Zuschreibungen wie »EU-Bürgerlnnen«, »Drittstaatsangehörige«, »AusländerIn-
nen deren Herkunftsstaaten ein Assoziationsabkommen mit der EU haben«, »de
facto Flüchtlinge« usw. gefunden. Welehen dieser Kategorien die »Ausländer« zu-
gewiesen werden, hat weitreichende Konsequenzen rur ihre alltäglichen Lebens-
bedingungen. Dadurch wird entschieden, ob es ein Wahlrecht gibt und auf wel-
cher Ebene und innerhalb welcher Interessensvertretung es ausgeübt werden kann,
welche Wohnmöglichkeit zur Verfiigung steht und wie es mit den Chancen, eine
Arbeit zu bekonllnen und im Beruf voranzukommen, steht. Solche Differenzie-
rungen, die unter anderem auch ein Zeichen des Verlusts der vollständigen Kon-
trolle seitens SPÖ und ÖGn bedeuten, zeigen auch, dass das EU-Recht über dem
Nationalrecht steht. Das allerdings nur insofem, als es die »EU-Bürgerlnnen« und
deren Angehörige betrifft. Die »Drittstaatsangehörigen« haben weiterhin den ge-
ringsten Rechtsstatus, für sie wurden w;il1fend der 1990er Jahre die Einreise, der
Auft~nthalt und Arbeitsmöglichkeiten weiter eingeschränkt. Am besten charakte-
risiert diese Situation bis 1. 1. 2003 die irn AusIDG aufgelistete Prioritätenliste fiir
die Erteilung der Besclüftigungsbewilligungen. Auf dieser Liste gab es zehn »Inte-
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grationsgrade« für Migrantlnnen, d.h. eine rassistische Auflistung der verschiede-
nen Kategorien Menschen, die besagt, wer nach wem die Priori6t der Erteilung
einer legalen Arbeitsmöglichkeit innerhalb des österreichischen Staates ergattern
darf Die MigrantInnen leben somit unter ganz verschiedenen Bedingungen, je
nachdem welcher juristischen Kategorie der »Ausländer« sie zugewiesen werden.

Um dieser neuen sozialen Wirklichkeit diskursiv gerecht zu werden, bedurfte
es auch einer neuen ideologischen Formation. Die Fonnel, die dafür gdi1I1den
wurde, tauchte Anfang der 1990er Jahre Zlun ersten Mal auf und heißt: »Integrati-
on vor Neuzuwanderung«. Plötzlich wurden die »lang eingesessenen« Migrantln-
nen als bedrohte Gruppe entdeckt und zwar nicht durch die ihnen aufoktroyierte
rassistische Gesetzgebung, sondern durch die >lllTlkontrollierte Zuwanderung~(. Vor
alleIn kümmerte sich die Öffentlichkeit dabei um die Stellung der »Zweiten Ge-
neration«, die unter anderem als »zerrissen in ihrer Identität« und als »tickende
soziale Zeitbombe« wahrgenommen wurden. So transformiert tauchte wieder das
Bedrohungspotential auf und leitete Handlungen im Bereich der Gesetzgebung
ein. Dabei ist natürlich die »Integrationsfahigkeit,( der Gesellschaft zu berücksich-
tigen, weil »das Boot« schon lange »voll« ist. Die kulturellen Unterschiede eta-
blierten sich zum allerwichtigsten I)iskussionsthema: Ganz oflensiv wurden dabei
die Unterschiede zwischen den Kategorien »Ausbnder« und »Asylwerben< disku-
tiert, neu festgelegt und bewertet. I)as »Asylproblem« rückte somit in den Vorder-
grund und es kam zu einer bis heute andauernden Verbindung des Migrationsdis-
kurses mit dem Sicherheitsdiskurs. Das Innenministerium drängte sich irn
öffentlichen Diskurs in den Vordergrund und verdrängte die Stellung, die bis da-
hin vom Sozialministerium eingenommen wurde (Zuser, lljl)(j, 20). Die The1nen
wechselten von »Tresorknackern« aus R.umänien AnEtng der 1990er bis zu »rlige-
rianische Drogendealefi<, die ihre höchste Konjunktur in der - nach der Tötung
des abgelehnten Asylwerbers Marcus Omofuma durch drei Polizisten durchge-
führten - »Operation Spring« hatten. Der »Feind im Inneren« ist nicht 1nehr nur
ein virtueller, im Falle des Krieges auftretender, sondern der reale, alltäglich auf-
tretende Kriminelle.

Die Ungebundenheit, Unberechenbarkeit und. kulturelle Differenz macht nun
alle Migrantinnen zu potentiellen TäterInnen. I)abei besteht ein Konsens zwi-
schen den autoritärliberalen und den sozialliberalen Parteien: generell wird davon
ausgegangen, dass das Zusammenleben von Menschen verschiedener »Kulturen«
fiir die »Gesellschaft~( ein Problem darstelle. Und zwar unabhängig, ob damit die
Mehrheitsangehörigen oder Migrantinnen ge1neint sind. Je größer dabei der »kul-
turelle« Unterschied ist, umso größer ist das Proble1n. Die »außereuropäischen
Muslime« scheinen dabei die Gruppe zu sein, die a1n meisten Schwierigkeiten
bereitet. Die »Ausländer« sind »integrationsßhiger«, je nachdem welche gesetzli-
che Regelung fur sie vorgesehen ist. Diejenigen, die am wenigstens von Restrik-
tionen betroffen sind., werden auch als die »integrationsfahigsten« dargestellt. Der
politische öffentliche Diskurs reproduzierte sich Anf:1ng der 90er Jahre (unter an-
derern im Rahnlen einer Artikelserie in der Tageszeitung »Der Standard«) dabei
imrner wieder durch die Anwesenheit von »zu vielen AusländefIH. Während die
Große Koalition die »Gesetze« schuf, kümmerte sich die FPÖ um die »Hetze«.
D1n dieser Partei »den Wind aus den Segel zu nehmen«, warnten die Grünen vor
der »Diffinnienmg der Ausbnder« und. beschworen die Erhaltung der »Menschen-
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rechte«. Dabei vertraten die Grünen das Konzept der »multikulturellen Gesell-
schaft«. Der l3egriff »Kultur\\ und, mit illln eng verknüpft, jener von »kultureller
Identität« wird ein fester Bestandteil des ötll'ntlichen politischen Diskurses. Was
damit einhergeht ist eine Neudefinierung der Ein- und Ausschlusskriterien in der
nationalstaatlich definierten Gesellschaft. Und je größer der Unterschied zwischen
den »Kulturell\< ist, umso größer sei die Geühr eines Konflikts zwischen ihnen.
Auf diesen Linien trafen sich während der 1990er Jahren alle im Parlament vertre-
tenen Parteien, nur dass die einen darin eine »Gefahn( erblickten und die anderen
trotz »SchwierigkeitelH eine »Bereicherung« fiir die »österreichische Kultur« wit-
terten. Die grundsätzliche Frage nach den politischen und sozialen Rechten wer-
den dabei von der Diskussion um die »Scheinasylanten« und »verschiedene Kultu-
reiN aus der Öffentlichkeit und damit auch aus dem politischen Diskurs bis heute
völlig verdrängt. Es verbreiterte und verbreitet sich ein kulturalistischer Rassis-
mus, dessen Hauptcharakteristika die Unterscheidung, Bewertung und Hierarchi-
sierung verschiedener Menschenkategorien anhand ihrer »kulturellen Herkunft«
ist. Die Hierarchisierung erfolgt dabei durch die gesetzlichen Regelungen. Ab-
schließend lässt sich konstatieren, dass sich während der 1990er Jahre und auch am
Beginn des 21. Jahrhunderts der kulturalistische Rassismus fortsetzt. Die Träge-
rinnen davon sind irn österreichischen Staat allerdings nicht mehr die gleichen.
Heute ist die ÖVP die federfiihrende Kraft hinter dem rassistischen Diskurs. Und
allein der ÖVP gelingt es mittels der ihrem Konzept zugrunde liegendenl3egriffe,
Kategorien und Klassifizierungen, die rassistischen Ausschließungen der Migran-
tlnnen zu definieren und damit gleichzeitig, die erforderlichen Mehrheiten fiir die
Umsetzung ihres politischen Projektes zu erreichen. Insofern ist die ÖVP die ein-
zige Partei im österreichischen Staat, die imstande ist, Interessensgemeinschaften
und Allianzen fnit diversen Interessensvertretungen und allen anderen, im Parla-
ment vertretenen, politischen Parteien zu bilden. Somit ist es auch kein Zuüll,
dass diese Partei während der vergangenen Regierungsverhandlungen zunächst
mit den Grünen eine Vereinbarung über die Migrationspolitik treffen konnte, um
das gleiche zwei Wochen später mit der FPÖ zustande zu bringen.

Anmerkungen

Die zwei diskursiven Pole, die den AUtag der Migrantlnnen regulieren, sind einerseits der natio-
nalistische Rassismus von öGn und SI'Ö, die ihre protektionistische und nationalistische, auf das
mchrheitsiisterreichische Klientel, orientierte Politik betreiben und andererseits die Wirtschafts-
kammer und ÖVP, die sich liberal geben und dabei eine Liberali6t der Wirtschaft betreiben.
Letztere treten fiir cinen offencn Arbeitsrnarkt ein, weil das die L(ihnc, drückt. Insofern können
wir diese beiden Positionen als zwei Seiten einer Machtbeziehung bezeiehncn, in der den Mi"
grantInnen die RoUe der Manövriennasse zugedacht wird. Es sind zwei Seiten einer Medaille.

2 »DiskursfOrlllationcn setzen sich aus Aussagen zusammen, die in diskursiven Prozessen miteinan-
der verbunden werden und einen bestimmten Sinn ergebcn.« (Morgenstern, 2002, 64) »Eine
Diskursformation wird zur ideologische rormation (... ), Wenn sie nicht nllr in den Auseinander-
setzungen der einzelnen Subjekte um die Macht über die Anderen, sondern in den Kämpfen urn
die politische ideologische Führung und Hegemonie in der Gesellschaft benutzt wird. Dies be-
dingt durch medial verbreitete politische Propaganda, öffentliche Sanktionierung und Umsetzung
in C;esetze, Institutionen, Verlahrensweise und somit in gese1lschafi:liehe Realität einen Grad an
Verbreitung und Verallgemeinenmg, den andere DiskursforIllationen nicht erreichen können."

(Morgenstern, 2002, 66)
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3 f'oucault (1994, 39) vt'rdanken wir die Einsicht »dass es keine Machtbeziehung gibt, ohne dass
sich ein entsprechendes Wissensfeld konstituiert, und kein Wissen, das nicht gleichzeitig Macht-
beziehungen voraussetzt und konstituiere«

4 Der "paritätische Bcirat« bei dcr »aIUährlichen Festlegung der kontingenticrten Leiharbeiter aus
der Tschechoslowakei« durch das Inländerarbeiterschutzgesetz vom 1928 konstituiert, ist ein Pro-
dukt der »vorsozialpartncrschaftlichcn Kompromisspolitib, die ibre direkte Fortsetzung in dem
System der Sozialpartnerschafi: nach dem 7wciten Weltkricg findet. (Sensenig 1999, 544-545)

5 Der biologiscbe Rassismus ist wissenschaftlich durch den Genozid im Zwciten Weltkrieg nicht
mehr relevant . .Er existiert aber bis heute in der Medizin, Wenn z.B. erforscbt wird, dass ausge-
hend von den Ergebnissen der Genetik verschiedene Krankheiten bei verschiedcnen Rassen ver-
mehrt auftreten. (Der Standard, 06.03.20(3)

6 Die Presse, 25.03.1972
7 Arbeiter Zeitung 14.08.1972
8 Die Pressc, 12.03.1972

9 »Bei der VenAJelUlung von Gastarbeitern habe Östcrreich bereits »den Plaflll1d" erreicht, erkUrte
Bundeskanzler Dr. Krcisky am Sonntag. Dies bedeute in der Praxis, daß man bcmüht sein werde,
das Problem der illegalen Gastarbeitern dutch "erschärjie KontrolleIl und eine ellfsprechl'llde CCSrfZgf-

'"mg zu lösen.« (Arbeiter Zeitung, 02.12.1973) Hervorgehoben von Lj. Bratic
10 Damit tauchtc dieser, heute zentrale, RegulierungsmechanisHius fur Migrantlnnen Zum ersten Mal

als f'orderung seitens der Wirtschaft auf; lange bevor die Grünen und die Sp(') sie übernahmcn.
11 Die Presse, 03.04.1971
12 Arbeiter Zeitung, 14.()1.1972

13 »... die Autonomie der Migration zeigt sich in ihrer Selbständigkeit gegenüber der politischen
Maßnahmen, die darauf zielen, sie zu kontrollieren. Migration unter dem Gesichtspunkt ihrer
Autonomie zu betrachten, bedeutet, die sozialen und subjektiven Dimensionen der Migrations-
bewegungcn zu betonCH.« (Moulier Boutang 2002, 1)

14 Mit dem Begriff »Ghetto« taucht wiedet die Idee der »gef.1.hrlichen Klasse« auf. (Silverman,1994,
109) Es ist eine diskursive Linit', die sich von tatskhlich existierenden Arbeiterklasse-Ghettos im
19. Jahrhundert bis zu nicht-existenten, aber umso wirksameren Ghettos der Migrantlnnen am
Beginn der 1970erJahre im osterreichischen Staat, zieht. VgL dazu »C;astarbeiter zwischen Schmutz
und Ratten« in der Presse vom H. 9. 1974.

15 SozialwisseIlSchaftier Dr. Leopold Spira am 15.05.1974 in Arbeiter Zcitung' »Es liege im ostelTei-
chischen Interesse, soziale und politische Spannungen nicht anwachsen zu lassen, sondcrn ihnen
rechtzeitig entgegen zu wirken.«; Der leitende Sekre6r des ÖGB-Abgeordneten Erich Holztettcr
gibt als Begründung fi.ir den einstimmigen Beschluss des AmlBC; iln Parlament am21.03.1975 in
der Wiener Zeitung an, »Ein solches AufbUhen des Arbeitsmarktcs mit AusUndern bringe (... )
eine fülle von Problemen mit sich - etwa solche auf dem Gebict der Infrastruktur«.
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